
 

Coronavirus und Quarantäne  

  

Seit zwei Wochen steigt die Zahl der tägli-

chen Neuinfektionen wieder. In mehreren 

Lokalen gab es sog. Superspreader-Events, 

anlässlich derer mehrere Personen mit dem 

Coronavirus angesteckt wurden, beispiels-

weise im Zürcher Klub Flamingo. Die Ge-

sundheitsdirektion hat daraufhin für alle 

knapp 300 Gäste jenes Abends eine zehn-

tägige Selbstquarantäne angeordnet.  

Der Bundesrat hat zudem verschiedene 

Massnahmen getroffen, um eine erneute 

Ausbreitung des Coronavirus zu verhindern. 

So müssen ab Montag, 6. Juli 2020, Perso-

nen, die aus Gebieten mit erhöhtem Anste-

ckungsrisiko einreisen, für zehn Tage in Qua-

rantäne.  

Dadurch stellen sich für Arbeitgeber ver-

schiedene Fragen. Muss in diesen Fällen 

weiterhin der Lohn ausgerichtet werden? 

Besteht Anspruch auf Erwerbsersatz? 

 

A. Einreise aus einem Gebiet mit erhöh-

tem Ansteckungsrisiko 

Ab dem 6. Juli 2020 müssen Personen, die 

aus Gebieten mit erhöhtem Ansteckungsri-

siko einreisen, für zehn Tage in Quarantäne. 

Das BAG führt eine entsprechende Liste, die 

regelmässig angepasst wird und im Anhang 

zur Covid-19-Verordnung Massnahmen im 

Bereich des internationalen Personenver-

kehrs vom 2. Juli 2020 publiziert wird. 

Einreisende müssen sich innerhalb von zwei 

Tagen nach der Einreise bei den kantona-

len Behörden melden und die Anweisun-

gen dieser Behörde befolgen. Wer sich vor-

sätzlich der Quarantäne entzieht, kann mit 

einer Busse bis maximal CHF 10'000 bestraft 

werden, bei Fahrlässigkeit mit Busse bis zu 

CHF 5'000. Das gilt beispielsweise für Einrei-

sende aus Kosovo, Nordmazedonien, Russ-

land, Serbien, Schweden und den USA 

(Stand 2.7.2020).  

Während dieser zehntägigen Quarantäne 

besteht kein Anspruch auf Erwerbsersatz-

entschädigung. Ob eine Lohnfortzahlungs-

pflicht des Arbeitgebers besteht, hängt da-

von ab, ob die Arbeitsverhinderung unver-

schuldet ist oder nicht. Einem Arbeitneh-

mer, der sich ferienhalber in ein Gebiet be-

gibt, in welchem zum Zeitpunkt der Abreise 

gemäss behördlicher Liste ein erhöhtes An-

steckungsrisiko herrscht, kann grundsätzlich 

ein Verschulden vorgeworfen werden. Ent-

sprechend bestehen gute Gründe, dass der 

Arbeitnehmer für die zehntägige Quaran-

täne keinen Lohnanspruch hat. Während 

der Quarantäne ist jedoch ein Bezug von 

Ferien oder der Abbau von Mehrarbeit 

möglich. Anders liegt der Fall, wenn zwin-

gende persönliche Gründe für die Ausland-

reise vorliegen oder der Arbeitgeber den 

Arbeitnehmer in ein Risikogebiet entsendet. 

Keine Arbeitsverhinderung liegt vor, wenn 

die Arbeit während der Quarantäne im 

Home Office erledigt werden kann.   

 

B. Superspreader-Events  

Personen, die wegen einer Quarantäne-

massnahme ihre Erwerbstätigkeit unterbre-

chen müssen, haben grundsätzlich An-

spruch auf Erwerbsersatzentschädigung. 

Das gilt auch für Lernende und Teilzeitmitar-

beiter. 

Der Anspruch beträgt maximal 10 Taggel-

der pro Quarantänemassnahme. Er endet 

in jedem Falls spätestens am 16. September 

2020. Die Entschädigung beträgt 80 Prozent 

des AHV-pflichtigen Einkommens, das vor 

Beginn des Anspruchs auf die Entschädi-

gung erzielt wurde, höchstens aber 196 

Franken pro Tag. Es müssen die üblichen So-

zialversicherungsbeiträge in Abzug ge-

bracht werden.  

Anrecht auf den Corona-Erwerbsersatz hat, 

wer sich auf Anordnung eines Arztes oder 

einer Behörde in Quarantäne begeben 



 

muss. Ein Alarm der App allein ist keine Ver-

pflichtung, sich in Quarantäne zu begeben. 

Wer sich nach einer Kontaktmeldung der 

SwissCovid-App freiwillig in Quarantäne be-

gibt, ohne dass dies von einer Behörde oder 

einem Arzt oder einer Ärztin angeordnet ist, 

erhält diese Entschädigung nicht. 

Wenn die Arbeit im Home Office erledigt 

werden kann, besteht kein Anspruch auf 

Entschädigung. Es sind die vereinbarten 

Lohnzahlungen auszurichten.  

Ob der Arbeitgeber lohnfortzahlungspflich-

tig ist, hängt wiederum davon ab, ob die 

Arbeitsverhinderung unverschuldet ist oder 

nicht. Da der Besuch eines Klubs zwar risiko-

behaftet, momentan aber nicht verboten 

ist, kann dem Arbeitnehmer kaum ein Ver-

schulden angelastet werden. Entspre-

chend ist Lohn geschuldet. 

Der Anspruch auf Erwerbsersatz muss spä-

testens bis zum 16. September 2020 bei der 

zuständigen Ausgleichskasse geltend ge-

macht werden. Bezahlt der Arbeitgeber 

weiter den Lohn, wird ihm die Entschädi-

gung direkt ausbezahlt. 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die in diesem Artikel enthaltenen Informationen stellen keine rechtliche Beratung dar, und soll-

ten nicht ohne professionelle rechtliche Beratung zum Anlass für Handlungen genommen wer-

den.  
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